Satzung
Uber die Vermeidung, Verwertung und Beseitigung
von Abféllen im Landkreis Ahrweiler
(Abfallwirtschaftssatzung- AbfwWsS)

vom 27.10.2017

Der Kreistag hat aufgrund

am 2

81
1)

)

§2
1)

(2
®3)

§3
1)

)

®3)

§4
1)

(@)

®3)

der 88 17 und 19 der Landkreisordnung (LKO) fur Rheinland-Pfalz in der Fassung vom 31. Januar 1994 (GVBI.
S. 188), zuletzt geandert durch Artikel 9 des Gesetzes vom 02.03.2017 (GVBI. S. 21),
der 88 3 und 5 des Landeskreislaufwirtschaftsgesetz (LKrWG) vom 22. November 2013, zuletzt gedndert durch
Artikel 1 des Gesetzes vom 22.12.2015 (GVBI. S. 471)
in Ausfiihrung des Kreislaufwirtschaftsgesetzes vom 24. Februar 2012 (BGBI. I. S 212), das zuletzt durch Artikel
2 Absatz 9 des Gesetzes vom 20. Juli 2017 (BGBI. | S. 2808) geé&ndert worden ist (K WG)

7.10.2017 folgende Satzung beschlossen, die hiermit 6ffentlich bekannt gemacht wird:

ERSTER ABSCHNITT
Allgemeines

Grundsatz
Der Landkreis ist offentlich-rechtlicher Entsorgungstrager im Sinne von 8 20 KrwWG und § 3 Abs. 1 LKrWG. Er
fahrt die Abfallentsorgung in seinem Gebiet unter Beachtung der MaRnahmen der Abfallvermeidung und Abfall-
bewirtschaftung gemaR § 6 KrwG und nach MalRgabe dieser Satzung durch.
Die Aufgaben des Landkreises nach Abs. 1 umfassen die hierfur erforderlichen Ma3nahmen des Sammelns, des
Einsammelns durch Hol- und Bringsysteme, des Befdrderns, der Zufuhrung zur Vorbereitung zur Wiederverwen-
dung, zum Recycling, zur Verwertung und zur Beseitigung der Uberlassenen Abfélle sowie der Entsorgung der
Uberlassenen Abfalle, soweit der Landkreis daflr zustandig ist.

Forderung der Kreislaufwirtschaft

Die Erzeuger und Besitzer von Abféllen haben dazu beizutragen, dass Abfélle moglichst vermieden und nicht ver-
miedene Abfalle nach Méglichkeit verwertet werden.

Der Landkreis wirkt in seinem Aufgabenbereich darauf hin, dass mdglichst wenig Abfall entsteht.

Zu den Aufgaben gehdren die Information und die Beratung tber Moglichkeiten der Vermeidung, Verwertung und
Beseitigung von Abféallen (Abfallberatung). Hierzu betreibt der Abfallwirtschaftsbetrieb auch einen aul3erschulischen
Lernort zur Umwelterziehung, um Kindern, Jugendlichen und interessierten Erwachsenen die Ziele der Gesetze
nachhaltig vermitteln zu kénnen.

Offentliche Einrichtung

Der Landkreis betreibt die Abfallentsorgung als offentliche Einrichtung. Diese bildet eine wirtschaftliche und organi-

satorische Einheit. Er hat hierzu den Abfallwirtschaftsbetrieb als Eigenbetrieb errichtet.

Zur offentlichen Einrichtung der Abfallentsorgung des Landkreises zahlen insbesondere folgende Abfallentsor-

gungsanlagen und -einrichtungen:

= die vom Landkreis zur Verfiigung gestellten Abfallbehalter und Sammelcontainer,

= das Abfallwirtschaftszentrum Niederzissen (AWZ), das Umschlag- und Wertstoffzentrum Leimbach (UWZ), das
Wertstoffzentrum Remagen-Kripp (WSZ),

. Sammelstellen fur Elektro- und Elektronikgerate geman Elektro- und Elektronikgerategesetz (ElektroG) soweit
sie vom Landkreis eingerichtet und betrieben werden,

. Depotcontainerstandplatze einschlie3lich der installierten Sicht- und Larmschutzelemente und der auf dort auf-
gestellten Sammelbehalter, soweit Sie vom Landkreis eingerichtet und betrieben werden,

. die im Auftrag des Landkreises betriebenen Sammelstellen und — einrichtungen,

. die Bauschutt- und Erdreichdeponie Remagen-Kripp

Der Landkreis kann sich zur Erflillung seiner Aufgaben ganz oder teilweise Dritter bedienen.

Mitwirkung der Gemeinde- und Verbandsgemeindeverwaltungen

Die Gemeinde- und Verbandsgemeindeverwaltungen unterstitzen den Landkreis bei der Erfullung seiner Aufgaben
zur Abfallentsorgung.

Die Gemeinde- und Verbandsgemeindeverwaltungen sind verpflichtet, dem Abfallwirtschaftsbetrieb auf Anfrage
insbesondere die tatsachlichen Umstande mitzuteilen, die fir die Anschlusspflicht oder die Gebihrenerhebung und
deren Umfang erheblich sind.

Mitteilungen im Zusammenhang mit der Abfallentsorgung erfolgen durch den Abfallwirtschaftsbetrieb; sie werden
durch die Gemeinde- und Verbandsgemeindeverwaltung veroffentlicht, sofern der Abfallwirtschaftsbetrieb diese da-
rum ersucht.
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Begriffsbestimmungen

Anschlusspflichtiger/-berechtigter ist der Eigentimer eines Grundstiicks im Kreisgebiet, auf welchem Abfalle

anfallen oder anfallen kénnen sowie andere zur Nutzung des Grundstiicks dinglich Berechtigte. Erbbauberechtigte

bzw. die Wohnungseigentimergemeinschaft bei Wohneigentum oder Wohnungserbbaurecht treten an die Stelle des

Grundstiickseigentiimers. Bei mehreren Eigentimern eines Grundstiicks sind diese gemeinschaftlich zum An-

schluss verpflichtet. Ist der Eigentimer nicht im Grundbuch eingetragen oder die Eigentumslage ungeklart, gelten

sonstige zur Nutzung des Grundstlicks befugte Personen als Anschlusspflichtige/-berechtigte.

Benutzungspflichtiger/-berechtigter ist jeder Anschlusspflichtige und sonstiger Erzeuger und Besitzer von Abfal-

len im Sinne des KrWG, der dem Benutzungszwang gemal § 8 Abs. 3 und 4 und dem Benutzungsrecht nach § 8

Abs. 1 Satz 2 unterliegt.

Grundstiick im Sinne dieser Satzung ist ohne Rucksicht auf die Grundbuchbezeichnung jeder zusammenhangende

Grundbesitz, der eine selbststandige wirtschaftliche Einheit bildet, insbesondere dann, wenn ihm eine Hausnummer

zugeteilt ist.

Grundstiickseigentimern stehen Erbbauberechtigte, Wohnungseigentiimer, Wohnungserbbauberechtigte, Niel3-

braucher und sonstige zur Nutzung eines Grundstiicks dinglich Berechtigte gleich.

Als bewohnte Grundsticke im Sinne dieser Satzung gelten bebaute Grundstiicke und sonstige zum Aufenthalt von

Personen bestimmte Grundstlicke, auch wenn sie nicht standig bewohnt sind.

Abfalle aus privaten Haushaltungen sind Abfélle, die in privaten Haushaltungen im Rahmen der privaten Lebens-

fuhrung anfallen, insbesondere in Wohnungen und zugehdrigen Grundstiicks- und Geb&udeteilen sowie in anderen

vergleichbaren Anfallorten wie Wohnheimen oder Einrichtungen des betreuten Wohnens. Private Haushaltungen im

Sinne dieser Satzung sind zusammenhéngende, nach auf3en abgeschlossene Raumlichkeiten, die von einer oder

mehreren Personen zum Wohnen im Rahmen einer gemeinschaftlich gefuhrten Hauswirtschaft genutzt werden.

Abfalle aus anderen Herkunftsbereichen als privaten Haushaltungen sind solche, die auf gewerblich genutzten

Grundstlicken anfallen. Diesen gleichgestellt sind Verwaltungen, Schulen, Krankenhauser, Kliniken, Kirchen, Kin-

dergarten, Friedhofe, Sportanlagen, Dorfgemeinschaftshduser, Heilpraktiker-, Arzt- und Rechtsanwaltspraxen und

vergleichbare Betriebe und Einrichtungen.

Bioabféalle im Sinne dieser Satzung sind biologisch abbaubare pflanzliche, tierische oder aus Pilzmaterialien beste-

hende Gartenabfélle, Nahrungs- und Kichenabfélle aus privaten Haushaltungen. Hierzu gehéren insbesondere Ra-

senschnitt, Laub, Hecken-, Baum-, Strauchschnitt, Unkrauter, Fallobst, Obst- und Gemuseabfalle, Eier- und Nuss-

schalen, Kaffeesatz mit Filtertlite, Teebeutel, Kleintierstreu (organisch abbaubar), Speisereste.

Keine Bioabfélle im Sinne dieser Satzung sind insbesondere

= Kichen- und Speiseabfalle aus dem gewerblichen Bereich (z. B. Einrichtungen der Gemeinschaftsverpflegung,
Gastronomiebetriebe, Gro3kiichen, Cateringgewerbe, Hersteller von Fertiggerichten),

= rohe und gekochte Fleisch- und Fischreste sowie Schlachtkérper und Teile von geschlachteten Tieren oder von
getdtetem Wild, soweit sie die in einem Fiinfpersonenhaushalt typischerweise anfallende Menge tberschreiten,

Ebenfalls keine Bioabfélle im Sinne der Satzung sind Kunststoffe und Biokunststoffe, auch wenn sie als biologisch

abbaubar bezeichnet sind, und Aschen (z.B. aus der Holzfeuerung).

Eigenkompostierer sind die Eigentiimer und sonstigen Berechtigten gemaf § 8 an die offentliche Abfallentsorgung

angeschlossener Grundstiicke, soweit diese oder die weiteren berechtigten Dritten (z.B. Mieter oder Pachter) nach-

weislich zu einer Verwertung ihrer Bioabfélle auf den von ihnen im Rahmen ihrer privaten Lebensfiihrung genutzten

Grundstlcken in der Lage sind oder diese beabsichtigen. BloRe Vertragsbeziehungen im Dienstleistungsbereich mit

einem anderen Anlagenbetreiber machen dessen Anlage nicht zu einer ,eigenen Anlage” des Vertragspartners. Die

Inanspruchnahme der separaten Garten- und Griinabfallsammlungen bleibt hiervon unberuhrt.

Grinschnittannahmestellen sind die in Kooperation mit Gemeinden von diesen betriebene Griinschnittsammel-

platze.

Sperrige Abfalle im Sinne dieser Satzung sind Abfélle, die in privaten Haushaltungen anfallen und wegen ihrer

GroRRe, ihres Gewichts oder ihrer Beschaffenheit auch nach zumutbarer Zerkleinerung nicht in die bereitgestellten

Abfallbehalter des Landkreises eingefillt werden kénnen oder das Entleeren erschweren, insbesondere Einrich-

tungs- und Haushaltgegenstande des privaten Haushalts. Kein sperrigen Abfalle im Sinne dieser Satzung sind:

= Samtliche Teile, die von Bau- und Umbauarbeiten herriihren, wie z.B. Steine, Holzgebalk, Ziegel, Fensterrah-

men, Tlren usw.,

Elektro- und Elektronikgerate,

Oltanks, Fasser und Kanister oder sonstige Gebinde mit schadlichen Restinhalten,

Teile von Autos, Motorradern, Mopeds, Autowracks und Reifen,

hauslicher Abfall (nichtsperriger Hausmiuill),

Schnee und Eis, Erde, Stra3enkehricht, Steine,

Maschen- und Stacheldraht.

Elektro- und Elektronikgerate im Sinne dieser Satzung sind haushaltstypische Altgerate, einschliel3lich aller Bau-

teile, Unterbaugruppen und Verbrauchsmaterialien, die zum Zeitpunkt des Eintritts der Abfalleigenschaft Teile des

Altgerates sind und die in den Anwendungsbereich des Elektro- und Elektronikgerategesetzes (ElektroG) in der je-

weils geltenden Fassung fallen. Hierunter fallen z. B. Haushaltsgro3gerate wie Kuhlschranke, Waschmaschinen,

Geschirrspuler, Elektroherde, Fernsehgerate, Haushaltskleingerate wie Staubsauger, Toaster, Bligeleisen, Rasier-

apparate, Gerate der Informations- und Telekommunikationstechnik wie Computer, Drucker, Laptops, Telefone, Ge-

Seite2



(13)

(14)

(15)

(16)

(17)

(18)

86
1)

rate der Unterhaltungselektronik wie Radiogerate, Hi-Fi-Anlagen, Beleuchtungskérper wie Leuchtstofflampen, Entla-
dungslampen, elektrische Werkzeuge wie Bohrmaschinen, Sdgen, Nahmaschinen, Rasenméher, Spielzeug sowie
Sport- und Freizeitgerate wie elektrische Eisenbahnen, Videospielkonsolen, Fahrrad- und Laufcomputer, Medizin-
produkte wie Beatmungsgerite, Blutdruckmessgerate, Uberwachungs- und Kontrollinstrumente wie Rauchmelder,
Thermostate, automatische Ausgabegeréte.
Altholz im Sinne dieser Satzung ist aus Vollholz oder Spanplatten bestehender Abfall, der nicht gefahrliche Stoffe
enthalt und Ublicherweise als Sperrabfall anfallt, insbesondere Mdbel, Spiel- und Sportgerate sowie anderer Haus-
rat. Nicht zum Altholz gehéren Bauholz, Fenster, Tlrren, Lauben, Gartenzédune, Pfosten u. a..
Bau- und Abbruchabfélle im Sinne dieser Satzung sind Abfalle aus Baumalinahmen, Baustellenabfélle, Brandab-
falle, Bodenaushub, Steine und Stral3enaufbruch.
Als Abholstelle im Sinne dieser Satzung gilt die dem anschlusspflichtigen Grundstiick am nachsten gelegene und
an einer dem offentlichen Verkehr gewidmeten Stral3e liegende Stelle (Bordsteinkante des Gehweges einer 6ffent-
lich gewidmeten StraBe, Fahrbahnrand), an der die Abfallbehdlter am Entsorgungstag zur Leerung bereitgestellt
werden. Die Abholstelle muss Uber eine befahrbare Stral3e gemaf Abs. 16 erreichbar sein.
Befahrbare Straf3e im Sinne dieser Satzung ist eine StralRe, die so befestigt ist, dass sie mit 3-achsigen Entsor-
gungsfahrzeugen mit einem zulassigen Gesamtgewicht von 26 t befahrbar ist und zudem in Ubereinstimmung mit
verkehrsrechtlichen Bestimmungen und mit Anforderungen der gesetzlichen Unfallversicherungstrager tatsachlich
dauernd ohne unzumutbare Gefahrdung von einem Entsorgungsfahrzeug befahren werden kann. Dies ist nicht der
Fall, wenn die fur das Entsorgungsfahrzeug zur Verfigung stehende lichte Durchfahrtsbreite weniger als 3 m betragt
oder die lichte Hohe von 4 m unterschreitet. Nicht durchgéngige Stral3en sind im Sinne dieser Satzung nur dann be-
fahrbar, wenn ein fir die Entsorgungsfahrzeuge ausreichender Wendeplatz fur dreiachsige Mullfahrzeuge vorhan-
den ist und einem erforderlichen Wendemandver keine anderen rechtlichen oder tatsachlichen Hindernisse entge-
genstehen. Ist eine StralRe nicht 6ffentlich gewidmet, ist diese nur befahrbar, wenn die o. g. Anforderungen erfullt
sind und zudem alle betreffenden Eigentiimer die Uberfahrtgenehmigung in das Privatgrundstiick bzw. PrivatstraRe
schriftlich erteilt haben.
Beschiéftigte im Sinne dieser Satzung sind alle in einem Betrieb, Krankenhaus, Gaststatte oder &hnlichen gewerbli-
chen und o6ffentlichen Einrichtungen Tétige (insbesondere Arbeitnehmer, Unternehmer, Auszubildende) einschlief3-
lich Zeitarbeitskréfte. Beschéftigte, die weniger als die Halfte der brancheniiblichen Arbeitszeit beschaftigt werden,
sind bei der Ermittlung der Beschaftigtenzahl als Grundlage fir das vorzuhaltende Restabfallvolumen nach § 12
Abs. 4 nur zu einem Viertel zu beriicksichtigen.
Zugelassene Abfallbehéltnisse im Sinne dieser Satzung sind:
a) Graue Behalter mit grauem Deckel fur Restabfélle aus privaten Haushalten mit 80/120/240 und 1100 Liter Fas-
sungsvermaogen,
b) Graue Behalter mit hellgrauem Deckel fir Restabfélle aus anderen Herkunftsbereichen, mit 80/120/240 und 1100
Liter Fassungsvermogen
c) Graue Behélter mit hellgrauem Deckel fiir Restabfélle aus privaten Haushalten bei Pflege- und sonstigem Mehr-
bedarf (PLUS) mit 80/120/240 Liter Fassungsvermdgen
d) Graue Behélter mit blauem Deckel flr Papier, Pappen und Kartonagen, sowie Verkaufsverpackungen aus diesen
Materialien mit 240 und 1100 Liter Fassungsvermégen,
e) Graue Behalter mit braunem Deckel fur Bioabfélle mit 80/120/240 Liter Fassungsvermagen,
f) 1,1 m3- Umleerbehélter,
g) 3,0 m3- Umleerbehélter,
h) 5,0 m3- Umleerbehalter,
i) 5,0 m3- Absetzcontainer mit und ohne Deckel,
i) 7,0 m3- Absetzcontainer mit und ohne Deckel,
k) 10,0 m3- Absetzcontainer mit und ohne Deckel,
[) 10,0 m3- Abrollcontainer,
m) 20,0 m3- Abrollcontainer,
n) 30,0 m3- Abrollcontainer,
0) 40,0 m3- Abrollcontainer,
p) 10,0 m3- Presscontainer (Eigencontainer),
g) 20,0 m3- Presscontainer (Eigencontainer),
r) zum einmaligen Gebrauch bestimmte Restabfallsdcke (Fullmenge 80 Liter) sowie Bioabfallsécke (Fullmenge 70
Liter), jeweils mit der Aufschrift ,Abfallwirtschaftsbetrieb Landkreis Ahrweiler, AWB".

Umfang der Verwertungs- und Beseitigungspflicht

Die Pflicht des Landkreises zur Abfallentsorgung umfasst die Verwertung und die Beseitigung von Abféllen aus pri-
vaten Haushaltungen und von zur Beseitigung zu Uberlassende Abfalle aus anderen Herkunftsbereichen. § 20 Abs.
1 Satz 2 und § 17 Abs. 1 Satz 2 KrWG bleiben unberthrt. MaRnahmen der Abfallbewirtschaftung sind die Sammlung
(im Hol- oder Bringsystem), die Beférderung, die Verwertung und die Beseitigung von Abfallen, einschlielZlich der
Nachsorge fur Beseitigungsanlagen. Die Sammlung in diesem Sinne stellt das Einsammeln von Abféllen, einschliel3-
lich deren vorlaufiger Sortierung und vorlaufiger Lagerung zum Zweck der Beférderung zu einer Abfallbehandlungs-
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anlage dar. Abfalle werden so eingesammelt, dass die Moéglichkeiten zur vorrangigen Abfallverwertung genutzt wer-

den kénnen. Sie sind zur Verwertung und Beseitigung getrennt zu tiberlassen.

Der Landkreis entsorgt im Rahmen des Absatzes 1 alle Abfélle mit Ausnahme der

a) in § 2 KrwG genannten Stoffe und Abfélle,

b) Abfalle, die nach MaRRgabe der Landesverordnung Uber die Verbrennung pflanzlicher Abfalle vom 4. Juli 1974 in
der derzeit geltenden Fassung, au3erhalb zugelassener Anlagen beseitigt werden,

c) Abfalle, die gemal § 8 Absatz 4 LKrWG der Zentralen Stelle fir Sonderabfélle anzudienen sind und gemal § 4
Absatz 4 LKrWG nicht der Entsorgungspflicht des Landkreises unterliegen,

d) Abfalle, die gem. § 17 Abs. 2 KrWG nicht der Uberlassungspflicht unterliegen, insbesondere Abfalle, die der
Rucknahmepflicht auf Grund einer nach § 25 KrWG erlassenen Rechtsverordnung unterliegen und entsprechen-
de Ricknahmeeinrichtungen tatséchlich zur Verfigung stehen und der Landkreis nicht durch Erfassung als ihm
Ubertragene Aufgabe bei der Rlicknahme mitwirkt,

e) sonstiger Abfalle, die gemal § 20 Abs. 2 KrWG mit Zustimmung der Struktur- und Genehmigungsdirektion von
der Entsorgung ausgenommen sind.

Soweit Abfalle durch den Landkreis zu verwerten oder zu beseitigen sind, werden vom Sammeln und Beférdern

durch den Landkreis Flussigkeiten, Erdaushub, Stral3enaufbruch, Altreifen, Klarschlamm, Fékalschlamm, Abfélle

aus Tierhaltungen (ausgenommen Kleintierhaltungen) sowie Abfélle, die nicht in zugelassenen Abfallbehéaltnissen
gesammelt werden kdnnen, ausgenommen. Der Abfallbesitzer hat flr die Beférderung dieser Abfalle zu der vom

Landkreis bestimmten Abfallentsorgungsanlage selbst zu sorgen. Er hat dies dem Abfallwirtschaftsbetrieb auf Ver-

langen anzuzeigen.

Soweit die Abfélle sowohl vom Einsammeln und Befordern (Abs. 3) als auch von der Abfallentsorgung (Abs. 2) aus-

geschlossen sind, sind die Erzeuger und Besitzer dieser Abfalle fur die ordnungsgeméafe und schadlose Verwertung

bzw. Beseitigung nach den gesetzlichen Bestimmungen des KrWG selbst verantwortlich. Der Abfallwirtschaftsbe-
trieb berét hierzu die Erzeuger und Besitzer im Rahmen der Abfallberatung.

Getrennte Uberlassung der Abfalle

Uberlassungspflichtige Abfalle zur Verwertung und Abfélle zur Beseitigung sind in den dafiir nach dieser Satzung
bestimmten Abfallbehaltnissen getrennt zu Uberlassen oder fir die gesonderten Abfuhren getrennt bereitzustellen.
Derjenige, der wiederholt in grober Weise die Abfallbehalter fir Papier, Pappe und Kartonagen bzw. fir Bioabfall
nicht satzungskonform nutzt, hat keinen Anspruch auf weitere Bereitstellung des jeweiligen Abfallbehalters. Vielmehr
hat der Abfallwirtschaftsbetrieb in diesem Fall der wiederholten, fehlerhaften Beflillung das Recht, den/die betreffen-
den Abfallbehélter einzuziehen und dem Anschlusspflichtigen ein dem Abfallaufkommen entsprechendes héheres
Restmdll-Behéaltervolumen vorzuschreiben.

Bau- und Abbruchabfélle sind in schadstoffhaltige und verwertbare Abfélle zu trennen. Der Abfallwirtschaftsbetrieb
kann verlangen, dass verwertbare Bau- und Abbruchabfélle nach Fraktionen zu tberlassen sind.

Anschluss- und Benutzungsrecht/-zwang

Jeder Anschlussberechtigte nach § 5 Abs. 1 im Kreisgebiet hat im Rahmen dieser Satzung das Recht, sein Grund-

stick an die o6ffentliche Einrichtung der Abfallentsorgung anzuschliel3en (Anschlussrecht). Jeder Anschlussberech-

tigte und jeder sonstige Abfallbesitzer im Kreisgebiet hat im Rahmen dieser Satzung das Recht, die Einrichtungen

der Abfallentsorgung bestimmungsgemal zu benutzen (Benutzungsrecht).

Anschlusspflichtige nach 8 5 Abs. 1 sind verpflichtet, ihre Grundstiicke an die 6ffentliche Einrichtung der Abfallent-

sorgung nach dieser Satzung anzuschliel3en (Anschlusszwang).

Die Anschlusspflichtigen und sonstigen Erzeuger und Besitzer von Abfallen aus privaten Haushaltungen, insbeson-

dere auch Mieter und Pé&chter, sind verpflichtet, diese Abfélle dem Landkreis nach MaRRgabe dieser Satzung zu

Uberlassen und die offentliche Einrichtung der Abfallentsorgung gemal dieser Satzung zu benutzen. (Benutzungs-

zwang).

Der Anschlusszwang gilt auch, wenn der Abfallwirtschaftsbetrieb zur Wahrung der Wirtschaftlichkeit, zur Anpassung

an den technischen Fortschritt oder zu einer eventuellen Neuordnung der Abfallentsorgung Uber einen begrenzten

Zeitraum Alternativmdoglichkeiten der Abfallentsorgung, insbesondere hinsichtlich der Art und Gré3e der Abfallbe-

haltnisse bzw. der Systeme zur getrennten Erfassung und Einsammlung von wiederverwertbaren Abféllen, unter-

sucht.

Der Benutzungszwang nach § 8 Abs. 3 besteht nicht,

a) soweit Uberlassungspflichten gemaR § 17 Abs. 2 KrWG fur Abfalle nicht bestehen,

b) soweit Abfalle nach dieser Satzung von der Abfallentsorgung ausgeschlossen sind oder

c) soweit Abfalle, die nicht gefahrliche Abfalle sind, durch gemeinnitzige Sammlung einer ordnungsgemafien und
schadlosen Verwertung zugefiihrt werden.

Auf Antrag kann eine Befreiung vom Anschlusszwang — vorbehaltlich der Regelung in Abs. 7 auch fir einzelne Ab-

fallfraktionen oder fir die Art und Weise der durchzufihrenden Sammlung — erteilt werden, soweit der Anschluss-

pflichtige sachlich begriindet nachweist, dass auf seinem Grundstick fir einen zeitlich begrenzten Zeitraum keine

Uiberlassungspflichtigen Abfélle anfallen (z. B. wegen UmbaumaRnahmen, Leerzug u. A.) und dieser Tatbestand ei-

ne Befreiung rechtfertigt oder wenn und insoweit der Anschluss ansonsten zu einer unzumutbaren Harte fihren
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wirde. Der Abfallwirtschaftsbetrieb entscheidet in diesen Fallen nach pflichtgem&lem Ermessen. Die Befreiung wird
nicht riickwirkend erteilt.

Auf Antrag kann ein Eigenkompostierer vom Anschlusszwang der Bioabfallbehalter befreit werden, soweit die Anfor-
derungen an eine ordnungsgemaRe und schadlose Verwertung nach 8 7 Abs. 3 Kr'WG erfillt werden. Ordnungsge-
maf und schadlos ist die Verwertung nur dann, wenn samtliche, auf dem fir die privaten Lebensfihrung genutzten
Grundstiick anfallenden Bioabfélle auf diesem verwertet werden, die Verwertung nach den Vorschriften des KrwG
und anderen offentlich-rechtlichen Vorschriften konform geht und das Wohl der Aligemeinheit, z. B. durch Geriiche
oder Siedlungsungeziefer, nicht beeintrachtigt wird. Weiterhin ist zur Sicherstellung der Verwertung der Bioabfalle
aus privaten Haushaltungen eine Gartenflache mit mindestens 10 m2 (ohne Rasen, Wege, Terrassen) pro gemelde-
te Person nachzuweisen. Der Abfallwirtschaftsbetrieb ist befugt, die OrdnungsméaRigkeit der Verwertung zu kontrol-
lieren. Erfullt der Erzeuger und Besitzer der Bioabfélle die Anforderungen nach § 7 Abs. 3 KrWG nicht oder ist der
Erzeuger oder Besitzer dazu nicht in der Lage, sind diese Abfalle nach § 17 Abs. 1 Satz 1 KrwG dem Landkreis zu
Uberlassen.

Befreiungen vom Anschluss- und/oder Benutzungszwang kénnen unter Bedingungen erteilt und mit Auflagen ver-
bunden werden. Sie werden nur befristet und/oder unter dem Vorbehalt des Widerrufs erteilt. Die Erteilung von Auf-
lagen kann auch nachtraglich erfolgen.

Eigentumstbergang

Der Abfall geht mit dem Verladen auf das Entsorgungsfahrzeug in das Eigentum des Landkreises tber. Wird Abfall,
der nach 8 6 Abs. 3 vom Einsammeln ausgeschlossen ist, vom Erzeuger oder Besitzer oder fir diese durch einen
Dritten zu einer Abfallentsorgungsanlage des Landkreises gebracht, geht dieser Abfall mit dem gestatteten Abladen
in das Eigentum des Landkreises Uber.

Der Landkreis ist nicht verpflichtet, im Abfall nach verlorenen oder wertvollen Gegenstanden zu suchen.

Unbefugte durfen bereitgestellte Abfallbehaltnisse oder Abfélle nicht durchsuchen oder entfernen.

§ 10 Anzeige- und Auskunftspflichten, Nachweis- und Duldungspflichten

@)

)

3
4

Der Anschlusspflichtige im Sinne des 8 5 Abs. 1 muss dem Abfallwirtschaftsbetrieb jedes anschlusspflichtige Grund-
stuck schriftlich anzeigen. Er hat ferner tber Art und Umfang der hierauf anfallenden und tberlassungspflichtigen
Abfélle sowie die Zahl der auf dem Grundstiick wohnenden Personen Auskunft zu geben. Im Falle von rein gewerb-
lich genutzten Grundstiicken sind aul3erdem folgende Angaben mitzuteilen:

e Artdes Gewerbes (Vorlage der Gewerbeanmeldung),

¢ Name und Anschrift des Gewerbetreibenden,

e Name und Anschrift des Grundstiickseigentiimers,

e Angaben zur Anzahl der Beschaftigten, Anzahl der Gaststéattenplatze, Anzahl der Betten (z. B. bei Krankenh&u-
sern) oder der zu betreuenden Personen (z. B. bei Schulen, Kindertageseinrichtungen, Pflegeheimen) oder
sonstige Richtwerte jeweils pro Gewerbeeinheit,

e Veranderungen aller vorstehenden Angaben sowie Einstellung des Geschéftsbetriebes (Vorlage der Gewerbe-
abmeldung).

Beim Eigentumswechsel sind sowohl der bisherige als auch der neue Anschlusspflichtige anzeigepflichtig. Eine der-

artige Anzeige ist auch dann zu erstatten, wenn Anderungen eingetreten sind. Bei ungeteilten Erbengemeinschaften

ist ein Vertretungsberechtigter zu benennen.

Die Eigentimer und Nutzer von Grundstiicken, auf denen Uberlassungspflichtige Abfélle anfallen, sind verpflichtet,

das Aufstellen zur Erfassung notwendiger Behéltnisse, deren Austausch und Einziehung, sowie das Betreten des

Grundstiicks zu vorstehenden Zwecken oder zum Zwecke des Einsammelns und zur Uberwachung der Getrennthal-

tung und Verwertung von Abféllen, auch von beauftragten Dritten des Abfallwirtschaftsbetriebes, zu dulden (§ 19

Abs. 1 KIWG).

Abs. 2 gilt entsprechend fur Ricknahme- und Sammelsysteme, die zur Durchflihrung von Ricknahmepflichten auf

Grund einer Rechtsverordnung nach § 25 KrWG erforderlich sind (8 19 Abs. 2 KIWG).

Der Landkreis kann einen Nachweis dariber verlangen, dass bei Abféllen aus anderen Herkunftsbereichen eine

Verwertung durch den Erzeuger oder Besitzer nicht moglich ist.

ZWEITER ABSCHNITT
Verwerten und Beseitigen

8§11 Formen des Einsammelns

)

)

Die vom Landkreis ganz oder teilweise zu entsorgenden Abfélle werden

a) im Rahmen des Bringsystems (Bereitstellen von Sammelbehéltern in zumutbarer Entfernung fir den Abfaller-
zeuger oder —besitzer) oder

b) im Rahmen des Holsystems (Abholung am angeschlossenen Grundstick) oder

c) durch den Abfallerzeuger oder —besitzer selbst eingesammelt und beférdert. Die Sammelsysteme kénnen auch
kombiniert eingerichtet werden.

Im Rahmen des Bringsystems sind zu Uberlassen:

a) Altglas Uber die kreisweit verteilten Depotcontainer,
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3)

b) Problemabfélle, die nicht im Rahmen der mobilen Schadstoffsammlung gem. § 15 erfasst werden kénnen, beim
AWZ,
c) Altkleider Uber die kreisweit verteilten Depotcontainern, soweit der Abfallwirtschaftsbetrieb diese anbietet,
d) Altmetalle beim AWZ, UWZ und WSZ,
e) Grunabfalle als Teilfraktion der Bioabfalle wie folgt:
aa. Baume und Wurzeln beim AWZ,
bb. holz- und strauchartige Griinabfalle bei AWZ, UWZ und WSZ bei den Griinschnittplatzen i.S.v. 8 5 Abs. 10,
Im Rahmen des Holsystems sind vom Abfallerzeuger oder Abfallbesitzer zu tiberlassen:
a) Restabfall im Restabfallbehéltnis bzw. Restabfallsack,
b) Bioabfall im Bioabfallbehéltnis bzw. Bioabfallsack,
c) Papier, Pappe und Kartonagen (PPK) im Papierabfallbehaltnis, Papierbiindel
d) Sperrabfall im Rahmen des § 14,
e) Problemabfélle im Rahmen der mobilen Sammlung mittels Schadstoffmobils gem. 8§ 15,
f)  Grinschnitt (auch ChristbAume) im Rahmen der mobilen Grinschnittsammlung gem. § 16 Abs. 3.

8§ 12 Vorhalten und Benutzen der Abfallbehéaltnisse

(1)

)

®)

Der Landkreis stellt die zur Aufnahme des abzuholenden Abfalls vorgeschriebenen oder gewtnschten festen Abfall-
behaltnisse in ausreichender Zahl zur Verfigung. Dabei enthalten die Behéltnisse nach 8 5 Abs. 18, S. 1, lit a) bis e)
einen elektronischen ldentifikations-Chip. Dieser dient dazu das Abfallbehaltnis fest einen bestimmten Grundstick
oder sonstigem Anschlusspflichtigen zuzuordnen. Behélter ohne Identifikations-Chip werden nicht geleert und sind
unzulassig. Eine Speicherung personenbezogener Daten durch die angebrachten Identifikations-Chips erfolgt nicht.
Die fest zugeordneten Abfallgefal3e dirfen nicht zu einem anderen Grundstlick verbracht werden, es sei denn, der
Abfallwirtschaftsbetrieb stimmt dem ausdriicklich zu. Der Anschlusspflichtige muss alle nach objektiven Gesichts-
punkten notwendigen MaRnahmen auf dem Grundstiick selbst treffen oder hat sie zu dulden, sodass eine ord-
nungsgemafle Abfallbewirtschaftung sichergestellt ist. Er hat neben der Entgegennahme der Behélter und Aufstel-
lung an geeigneter Stelle auf dem Grundstiick auch dafiir zu sorgen, dass die Abfallbehaltnisse allen Hausbewoh-
nern zuganglich sind und ordnungsgemal benutzt werden kénnen und ist verpflichtet regelmafig zu tberprifen,
dass von ihm oder den berechtigen Personen, die Gefalie genutzt werden, die seinem Grundstiick zugeordnet sind.
Die zur Verfigung gestellten Abfallbehéltnisse sind schonend und sachgemal zu behandeln. Eine Verwendung der
zur Verfigung gestellten Abfallbehéltnisse Uber ihren Zweck hinaus ist unzulassig. Die am Behélter verbaute Elekt-
ronik (Identifikations-Chip) darf nicht manipuliert, ausgebaut, zerstoért oder in sonstiger Weise nachteilig beeintrach-
tigt werden. Die Bauart des AbfallgefaRes darf nicht ohne Zustimmung des Abfallwirtschaftsbetriebs verandert wer-
den. Feste Abfallbehéltnisse sind bei Bedarf zu reinigen. Reparaturen dirfen nur durch den Abfallwirtschaftsbetrieb
oder durch das von diesem beauftragte Unternehmen vorgenommen werden. Jede Beschadigung am oder der Ver-
lust von festen Abfallbehéltnissen sind dem Abfallwirtschaftsbetrieb unverziglich anzuzeigen. Fir jedwede Schaden
an festen Abfallbehaltnissen oder deren Verlust haftet der Pflichtige nur bei Vorsatz oder grober Fahrlassigkeit.

Der Abfallwirtschaftsbetrieb kann bestimmen, welche Behélterart vorzuhalten und welche Behéalterkapazitat fur die
zu erwartende Abfallmenge als ausreichend anzusehen ist. Fir alle anschlusspflichtigen Grundstiicke ist mindes-
tens

o ein festes Abfallbehaltnis fiir Restabfalle,

o ein festes Abfallbehaltnis fur Papier, Pappen und Kartonagen und

o ein festes Abfallbehaltnis fiir Bioabfélle vorzuhalten, soweit keine Ausnahme nach § 8 Abs. 7 vorliegt.

Pro Woche und Haushaltsmitglied sind bei bewohnten Grundstiicken mindestens

a) 7,5 Liter GefalRvolumen fur Restmiill,

b) 10 Liter GefalRvolumen fur Papier, Pappen und Kartonagen, sowie

c) 15 Liter GefaRvolumen fur Biomill vorzuhalten.

Soweit das rechnerische Gefal3volumen das tatséchliche GefaRvolumen nach § 5 Abs. 18 lit. a), d) und €) unter-
schreitet, tritt das dortige kleinste tatséchliche Gefavolumen der Abfallfraktionen a-c anstelle des jeweiligen rechne-
rischen GefaBvolumens. Auf Antrag stellt der Abfallwirtschaftsbetrieb weiteres GefaRvolumen oder weitere Abfallge-
faRe zur Verfigung. Die Auslieferung einer PLuS-Tonne kdnnen Grundstlickseigentiimer mit Kindern unter 3 Jahren
auf dem Objekt oder pflegebedirftige Personen unter Nachweis des Mehrbedarfs (z.B. durch arztliches Attest bei
Pflegestufe I) oder ab Pflegestufe Il ohne weiteres Attest, beantragen. Der AWB entscheidet nach pflichtgemalem
Ermessen. Bei der Sammlung von Papier Pappe und Kartonagen ist die gelegentliche Beistellung von Mehrmengen
in Ausnahmeféllen zulassig. Wird festgestellt, dass die vorhandenen festen Abfallbehaltnisse fiir die Aufnahme des
regelmanig anfallenden Abfalls nicht ausreichen und sind zusétzliche Abfallbehaltnisse nicht beantragt worden, so
haben die Anschlusspflichtigen nach schriftlicher Aufforderung durch den Abfallwirtschaftsbetrieb die erforderlichen
zuséatzlichen oder entsprechend grof3eren Abfallbehéltnisse entgegenzunehmen und zu benutzen.

Fir anschlusspflichtige Grundstiicke nach § 5 Abs. 7 (gewerblich genutzte oder diesen gleichgestellte Grundstiicke)
ist mindestens ein festes Restabfallbehéltnis vorzuhalten. Das hierfiir zu verwendende anschlusspflichtige Mindest-
volumen legt der Abfallwirtschaftsbetrieb nach pflichtgemafiem Ermessen fest. Die Grof3e der Abfallbehdlter ist so
zu wahlen, dass das Volumen fiir die Aufnahme des regelmaRig anfallenden Abfalls ausreicht. Fir die Bemessung
des vorzuhaltenden Restabfallvolumens werden Richtwerte nach Abs. 4 empfohlen. Unabh&ngig davon hat der An-
schlusspflichtige dafiir Sorge zu tragen, dass ein ausreichendes Behaltervolumen vorgehalten wird, damit keine Be-
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(4)

(5)

(6)
(7)

8

(9)

(10)

halteriiberfillungen oder Ablagerungen von Abféllen neben den Behaltern (Nebenablagerungen) auftreten. Soweit
es die Anschlusspflichtigen dariiber hinaus wiinschen, kénnen ihnen weitere Abfallbehéltnisse zur Verfiigung ge-
stellt werden.

Abfallerzeuger/-besitzer von Abféllen zur Beseitigung aus anderen Herkunftsbereichen gemaR § 5 Abs. 7 haben
grundsatzlich auf ihren oder auf den von ihnen genutzten Grundstiicken in einem angemessenen Umfang Restab-
fallbehalter vorzuhalten. Die Grof3e und die Anzahl der Restabfallbehalter richtet sich je nach Art des Gewerbes
nach der Beschaftigtenzahl, der Anzahl der Gaststattenplatze (Platze), der Anzahl der Betten, z. B. in Krankenh&u-
sern (Betten), der Anzahl der zu betreuenden Personen (Pers.), z. B. in Kindertageseinrichtungen und Schulen, der
Anzahl der zu pflegenden Personen in Pflegeheimen (Pers.) oder nach ahnlichen Richtwerten. Das vorzuhaltende
Restabfallbehaltervolumen pro Anfallstelle ergibt sich aus der Summe der vorgegebenen Richtwerte, z. B. fir Gast-
statten: Anzahl der Pléatze plus Anzahl der Beschéftigten. Werden durch Kunden, Besucher usw. zusétzliche rele-
vante Abfallmengen erzeugt, ist das Abfallbehaltervolumen bedarfsgerecht zZu erhéhen.
In Abhéngigkeit der genannten Richtwerte sind mindestens folgende Restabfallbehélter fir die Erfassung regelma-
RBig anfallender Abfélle auf dem Grundstiick vorzuhalten:

bei zweiwdchentlicher Leerung:

bis 5 Besch./Platze/Betten/Pers. 1x 80-I-Abfallbehélter,

von 6 bis 10 Besch./Platze/Betten/Pers. 1x 120-I-Abfallbehalter,
von 11 bis 20 Besch./Platze/Betten/Pers. 1x 240-I-Abfallbehalter,
von 20 bis 60 Besch./Platze/Betten/Pers 2 X 240-I-Abfallbehalter,

von 60 bis 100 Besch./Platze/Betten/Pers. 3 X 240-I-Abfallbehalter,

bei wochentlicher Leerung:

bis 10 Besch./Platze/Betten/Pers. 1x 80-I-Abfallbehalter,

von 11 bis 20 Besch./Platze/Betten/Pers. 1x 120-I-Abfallbehalter,
von 21 bis 40 Besch./Platze/Betten/Pers. 1x 240-I-Abfallbehalter,
von 41 bis 100 Besch./Platze/Betten/Pers. 2 X 240-I-Abfallbehalter,

von 101 bis 200 Besch./Platze/Betten/Pers. 3 X 240-I-Abfallbehalter.

Fir Anfallstellen nach 85 Abs. 7, die mehr als 400 Besch./Platze/Betten/Pers. haben, sind jeweils pro angefangene 100 Be-
sch./Platze/Betten/Pers. 1 x 240-I-Abfallbehélter bei wochentlicher Leerung vorzuhalten.

Fallen in den Anfallstellen nach § 5 Abs. 7 geringere Mengen von Abféllen zur Beseitigung an als die nach den
Richtwerten ermittelten, hat der Abfallerzeuger und -besitzer dies dem Landkreis entsprechend plausibel nachzu-
weisen.

Fur spezielle Anfallstellen, insbesondere fiir Sportstéatten, kulturelle Einrichtungen, Friedhéfe und Kirchen werden
Abfallbehalter in der nach dem tatsachlichen Abfallaufkommen benétigten Anzahl und GrofR3e festgelegt. Mindestens
ein Restabfallbehalter ist verpflichtend.

Bei Grundstiicken, die sowohl Wohn- als auch Gewerbezwecken dienen (gemischt genutzte Grundstiicke), werden
fur den Wohnteil und fir den Gewerbeteil grundsatzlich getrennte Behaltnisse nach den vorstehenden Vorschriften
bereitgestellt. Sofern fir den Wohn- und fir den Gewerbeteil des Grundstiicks ein Abfallbehaltnis ausreicht, kann
abweichend von Satz 1 ein gemischt genutztes Behaltnis von mindestens 120 Liter vorgehalten werden.

Fur mehrere benachbarte anschlusspflichtige Grundstiicke kdnnen fiir diese gemeinsame Abfallbehaltnisse mit ent-
sprechend groRRer Kapazitat zugelassen werden.

Kénnen Abholstellen mit dem Entsorgungsfahrzeug nicht angefahren werden und/oder liegen diese nicht an einer
befahrbaren Strale i.S.v. 8 5 Abs. 16 und bedeutet die Bereitstellung der festen Abfallbehaltnisse an der n&chsten
befahrbaren Stelle flr den Anschlusspflichtigen eine unzumutbare Harte, kann der Abfallwirtschaftsbetrieb die Be-
nutzung von zum einmaligen Gebrauch bestimmten Abfallsacken zulassen. Der Abfallwirtschaftsbetrieb legt die Be-
reitstellungsorte fest.

In sonstigen besonderen Ausnahmefallen kann der Abfallwirtschaftsbetrieb die Benutzung von anderen Sammelfor-
men, als die in 8 5 Abs. 18 genannten Abfallbehaltnisse gestatten (z.B. durch Verwendungen von Sacken bei der
Restabfall- oder Bioabfallsammlung oder Biindeln bei der Sammlung von Papier, Pappen und Kartonagen), wenn
auf einem Grundstlck die ortlichen Entsorgungsverhdltnisse (z.B. Aufstellplatz) einem Anschluss mit Behéltnissen
entgegenstehen. Gleiches gilt, wenn die Benutzung der Abfallbehéltnisse offenbar zu einer unzumutbaren Harte fih-
ren wiirde. Hierbei ist zu berlicksichtigen, dass die Bereitstellung von Standpléatzen durch den Grundstickseigenti-
mer zur Erfullung seiner Anschlusspflicht zur ordnungsgemafen Abfallbewirtschaftung gegenuiber seinem privaten
Interesse an der Grundstucknutzung Vorrang hat und daher im Regelfall zumutbar ist. Bei Vorliegen schwerwiegen-
der Griinde fir eine Befreiung von der Aufstellpflicht kann diese vom Abfallwirtschaftsbetrieb auch von Amts wegen
vorgenommen werden.

Fur sonstige bebaute und zum Aufenthalt von Personen bestimmte, aber nicht stdndig bewohnte Grundstiicke (z. B.
Wochenendhauser, Ferienwohnungen) sind die Abfélle in den vom Landkreis zugelassenen Abfallbehéltnissen zur
Abfuhr an den vom Abfallwirtschaftsbetrieb bestimmten Aufstellplatzen bereitzustellen. Fur diese Grundsticke kon-
nen auch gemeinsame Abfallbehéltnisse mit entsprechend grolRerer Kapazitat zugelassen werden. Der Abfallwirt-
schaftsbetrieb bestimmt im Einzelfall, welche Abfallbehéaltnisse vorzuhalten sind.

Fur die Sammlung von Abfallen, insbesondere wenn diese voribergehend verstarkt anfallen, dirfen neben den fes-
ten Abfallbehaltnissen nur die fiir den einmaligen Gebrauch bestimmten Restabfall- und Bioabfallsédcke mit der Auf-
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(11)

(12)

(13)

schrift ,, Abfallwirtschaftsbetrieb Landkreis Ahrweiler, AWB" verwendet werden, die bei den beauftragten Vertriebs-
stellen vom Entsorgungspflichtigen zu kaufen sind. Die auf den Abfallsdcken aufgedruckten Verwendungsvorschrif-
ten sind zu beachten.

Auf Wunsch des Grundstiickseigentimers kénnen die zugelassenen Abfallgefal3e vom Abfallwirtschaftsbetrieb mit
einem Behélterschloss ausgeriistet werden; § 12 Abs. 1 Satz 9 — 17 gelten sinngemaf3.

Der Abfallwirtschaftsbetrieb bestimmt Form und Umfang der Benutzung der zugelassenen Abfallbehaltnisse. In sie
dirfen nur die Abfalle eingeworfen werden, fir die die zugelassenen Abfallgefal3e vorgesehen sind. Manipulationen
zur Veranderung von Gewicht oder Sammelvolumen der Abfallgefal3e oder der Abfalle sind nicht zulassig. Werden
diese festgestellt, ist der Abfallwirtschaftsbetrieb berechtigt, die Abfallgefale nicht zu entleeren oder sonstige Maf3-
nahmen zu treffen.

Der Abfallwirtschaftsbetrieb kann fur die Standplatze der Abfallbehéltnisse weitere Regelungen treffen.

8§ 13 Sammeln und Transport

(1)

Zur Abholung bereitgestellte Abfallbehéltnisse werden in folgendem Rhythmus regelmafiig entleert/abgefahren:

Graue Behalter mit grauem Deckel fir Restabfélle aus privaten Haushalten mit | 4-wdchentlich
80/120/240 und 1100 Liter Fassungsvermogen,

Graue Behalter mit hellgrauem Deckel fiir Restabfélle aus anderen Herkunfts- | 1- und 2-wdchentlich
bereichen, mit 80/120/240 und 1100 Liter Fassungsvermogen

Graue Behalter mit hellgrauem Deckel fir Restabfélle aus privaten Haushalten | 2-wéchentlich
bei Pflege- und sonstigem Mehrbedarf (PLuS) mit 80/120/240 Liter Fassungs-
vermogen

d)

Graue Behalter mit blauem Deckel fur Papier, Pappen und Kartonagen, sowie | 4-wéchentlich
Verkaufsverpackungen aus diesen Materialien mit 240 und 1100 Liter Fas-
sungsvermaogen,

e)

Graue Behalter mit braunem Deckel fir Bioabfalle mit 80/120/240 und 1100 | Von November bis Marz ein-
Liter Fassungsvermogen schlieBlich 2-wdchentlich

Von April bis Oktober einschlie3-
lich 1-wdchentlich

f)

Abfallbehéltnisse gemaf § 5 Abs. 18 lit. f) bis r) nach besonderer Vereinbarung —
mindestens aber 4-wochentlich

(2)
(3)

(4)

(5)

(6)

(7)

8

Der fir die Abfuhr vorgesehene Wochentag wird gemaf § 4 Abs. 3 bekanntgegeben.

Der Abfallwirtschaftsbetrieb kann im Einzelfall oder fir Abfuhrbereiche einen langeren oder kiirzeren Zeitraum fir
die regelmafige Abfuhr festlegen.

Fallt der turnusméaRige Leerungstag auf einen gesetzlichen Feiertag, wird die Abfuhr vorverlegt oder am folgenden
Werktag nachgeholt. Damit verschieben sich alle vorangegangenen und/oder nachfolgenden Leerungstage der Wo-
che entsprechend. Muss der Zeitpunkt der regelmafiigen Abfuhr aus besonderen Griinden verlegt werden, soll dies
rechtzeitig veroffentlicht werden. Unterbleibt dies, kdnnen hieraus keine Anspriiche, insbesondere Gebuhrenerstat-
tungen, hergeleitet werden.

Die zugelassenen Abfallbehiltnisse sind von den Uberlassungspflichtigen am Abfuhrtag rechtzeitig (bis 06:00 Uhr)
so bereitzustellen, dass das Entsorgungsfahrzeug an die Abholstelle heranfahren kann und das Laden sowie der
Abtransport ohne Schwierigkeiten und Zeitverlust méglich ist. Die Aufstellung muss so erfolgen, dass Fahrzeuge
und FulRgénger nicht behindert oder geféahrdet werden. Weisungen der Beauftragten des Abfallwirtschaftsbetriebes
hinsichtlich der Aufstellplatze sind zu befolgen.

Nach der Leerung oder wenn die zugelassenen Abfallbehéltnisse nicht zu dem festgelegten Zeitpunkt abgefahren
bzw. entleert wurden, ist der Uberlassungspflichtige verpflichtet, die Abfallbehéltnisse von der 6ffentlichen Verkehrs-
flache zu entfernen und zu sichern.

Die festen Abfallbehéltnisse dirfen nur so gefillt werden, dass ihre Deckel noch gut schlieBen und eine spéatere
ordnungsgemafRe Entleerung maoglich ist; insbesondere ist ein Einstampfen und Einschlammen sowie das Einfillen
von brennenden, gliihenden oder heil3en Abfallen oder Fliissigkeiten aller Art nicht erlaubt. Entsprechende Weisun-
gen der Beauftragten des Abfallwirtschaftsbetriebes sind zu befolgen.

Feste Abfallbehaltnisse, die so geflllt sind, dass sie durch die automatische Schuttvorrichtung des Entsorgungsfahr-
zeuges nicht angehoben werden kdnnen, werden nicht entleert. Gleiches gilt fir Abfallbehéaltnisse, deren Gewicht
Uber dem zulassigen GefaR-Gewicht liegt, die zur Entleerung gesperrt wurden, z.B. aufgrund von Gefal3abmeldun-
gen bei voribergehend unbewohnten Grundsticken, wegen mehrfachen Fehlbefillungen mit Abféllen, die fir das
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maf3gebliche Sammelgefald nicht zugelassen sind oder bei offenen Gebihrenforderungen an den Grundstiickeigen-
tumer, oder ihm gleich gestellte Personen i.S.v. 8 5 Abs. 4.. Der Abfallerzeuger ist sodann verpflichtet, durch den
Erwerb von zugelassenen Abfallsacken (8 5 Abs. 18 lit. r)), seiner Anschlusspflicht nachzukommen. Zugelassene
Abfallbehaltnisse/Abfallsacke, die entgegen ihrer Zweckbestimmung verwendet wurden oder bei denen die aufge-
druckten Verwendungsvorschriften nicht beachtet sind, werden nicht entleert bzw. abgefahren.

(9) Konnen Abfallbehéltnisse aus einem vom Landkreis nicht zu vertretenden Grund nicht entleert oder abgefahren
werden, so erfolgt die Entleerung oder Abfuhr grundsétzlich erst am nachsten regelmafigen Abfuhrtag.

(10) Bei StraRenbauarbeiten oder sonstigen Stralensperrungen haben die Uberlassungspflichtigen die Abfallbehaltnisse
an die nachste mit Entsorgungsfahrzeugen befahrbare StraRe zu verbringen.

(11) Bei sonstigen voriibergehenden Einschrankungen, Unterbrechungen, Verspatungen und Ausféllen der Abfuhr, ins-
besondere infolge von Betriebsstérungen, betriebsnotwendigen Arbeiten, behérdlichen Verfliigungen oder héherer
Gewalt, besteht kein Anspruch auf Schadensersatz oder Entschadigung.

§ 14 Abfuhr sperriger Abféalle

(1) Sperrige Abfalle aus privaten Haushaltungen im Sinne des § 5 Abs. 11 in haushaltsiiblichen Mengen (H&chstvolu-
men 3 m3 oder 250 kg) werden zweimal jahrlich auf besondere Abfuhranforderung abgefahren. Der Abfallwirt-
schaftsbetrieb kann verlangen, dass wiederverwertbare sperrige Abfélle, insbesondere Metalle und Holz, getrennt
nach Wertstoffarten bereitzustellen sind. Der Zeitpunkt der Abfuhr wird geméaf 8§ 4 Absatz 3 vorher bekanntgegeben.
Von der Abfuhr ausgenommen sind ferner Abfalle, die aufgrund ihrer GroRe (Hochstbreite 1,70 m) oder ihres Ge-
wichts (Hochstgewicht 50 kg) nicht verladen werden kénnen. Das Gleiche gilt, wenn von einer Zerkleinerungsmag-
lichkeit kein Gebrauch gemacht wurde oder Abfélle bereitgestellt werden, die in die fir das Grundstiick zugelasse-
nen Abfallbehaltnisse gefiillt werden kénnen.

(2) Fur sperrige Abfélle, die nicht aus privaten Haushaltungen herriihren, sind besondere Vereinbarungen zu treffen.
Dies gilt auch fur Sperrmullmengen, die das Ubliche Mal3 Uberschreiten oder fur Sperrmullabfuhren, die mehr als
zweimal pro Jahr in Anspruch genommen werden. Nicht absprachegemanR bereitgestellte sperrige Abfélle kénnen
auf Kosten des Verursachers abgefahren werden; die Geblhren richten sich nach den tatsachlichen Kosten.

(3) Soweit sperrige Abfélle durch den Landkreis nicht abgefahren werden, gilt 8 6 Abs. 3 Satz 2 und 3 dieser Satzung.

(4) Die sperrigen Abfélle sind an den jeweiligen Abfuhrtagen so bereitzustellen, dass niemand geféhrdet wird und die
Stral3en nicht verschmutzt werden.

(5) Fdur die Abfuhr sperriger Abfalle gilt 8§ 13 Abs. 2, 3, 6, 7 und 10 sinngemalfs.

§ 15 Getrennte Uberlassung von Problemabfallen und Sonderabféallen

(1) Problemabfalle und Sonderabfalle, fur die der Landkreis nach 8 4 Absatz 3 LKrWG annahmepflichtig ist, sind ge-
trennt zu Uberlassen.

(2) Fir die Einsammlung und getrennte Uberlassung der Abfélle nach Absatz 1 setzt der Landkreis Sammelfahrzeuge
(Schadstoffmobil) ein und errichtet Annahmestellen. Die Abfélle sind von dem Erzeuger oder dem Besitzer bzw. ei-
nem Beauftragten zu tbergeben. Beim Einsammeln mit dem Schadstoffmobil ist der Zeitpunkt der Einsammlung
geman § 4 Abs. 3 vorher bekanntzugeben.

(3) Fur die Einsammlung und Uberlassung der Abfalle nach Absatz 1 gelten § 10 Abs. 1 Satz 2, § 13 Abs. 6 bis 8 und
§ 18 sinngemaR.

§ 16 Abfuhr von Bioabfallen

(1) Der Landkreis erfasst die in den privaten Haushaltungen anfallenden Bioabfélle getrennt mittels haushaltsnah auf-
gestellter Abfallbehélter gemal3 8 5 Abs. 18 und fihrt sie einer ordnungsgeméfen und schadlosen Verwertung zu.

(2) Kunststoffe oder andere nicht kompostierbare Stoffe diirfen den Bioabféllen nicht beigegeben werden. Der Land-
kreis kann hiervon abweichend Tlten zulassen, die lber die Bioabfallbehalter entsorgt werden kénnen. Aus Grin-
den der Hygiene und der Sauberhaltung der Bioabfallbehalter sollten stark feuchtende Bioabfélle vor dem Einbrin-
gen in den Bioabfallbehalter in saugfahiges Papier eingeschlagen werden.

(3) Garten- und Grinabfalle aus privaten Haushaltungen bis zu 3 m3 sowie Christbaume sind bei den gesonderten Ab-
fuhren gebiindelt oder in vom Abfallwirtschaftsbetrieb zugelassenen Behaltnissen am Abholtag der mobilen Grin-
schnittsammlung erkennbar bereitzustellen. Astwerk darf eine Lange von 1,50 m und einen Durchmesser von 15 cm
nicht Uberschreiten. 8 13 Absatz 2, 3, 6, 7 und 10 gilt sinngeman.

§ 17 Getrennte Uberlassung von Elektro- und Elektronikaltgeraten

(1) Elektro- und Elektronikaltgeréte, fur die der Landkreis annahmepflichtig ist, sind getrennt zu Uberlassen. Die Abfuhr
erfolgt zweimal jahrlich auf besondere Abfuhranforderung des Abfallbesitzers. Die Abfuhrtage werden dem Abfallbe-
sitzer rechtzeitig vorher bekannt gegeben. Der Abfallwirtschaftsbetrieb kann an die Uberlassung weitere Anforde-
rungen stellen, die er geeignet bekanntgeben muss.

(2) Fur die Einsammlung und Uberlassung der Abfalle nach Absatz 1 gilt § 13 Abs. 2, 3, 6, 7 und 10 sinngemafR.

§ 18 Selbstanlieferung von Abfallen
(1) Von der Einsammlung ausgeschlossene Abfélle sind von den Verpflichteten im Rahmen der Benutzungsordnung
und unter Beachtung weiterer Regelungen des Abfallwirtschaftsbetriebes zu den von diesem bestimmten Abfallent-
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(@)

3)

(4)

()

sorgungsanlagen oder Sammelstellen zu verbringen oder einem vom Abfallwirtschaftsbetrieb bestimmten Dritten zu
Uberlassen. Der Abfallwirtschaftsbetrieb kann verlangen, dass Abfélle getrennt nach Wertstoffarten angeliefert wer-
den. Der Transport hat in geschlossenen oder gegen Verlust des Abfalls in sonstiger Weise gesicherten Fahrzeugen
zu erfolgen. Bei der Anlieferung sind die Weisungen der Beauftragten des Abfallwirtschaftsbetriebes zu befolgen.
Unbelasteter Erdaushub, Bauschutt und StralRenaufbruch sind, sofern eine direkte Wiederverwertung nicht maglich
ist, zu einer vom Abfallwirtschaftsbetrieb bestimmten Deponie fiir Erdaushub und unbelasteten Bauschutt oder Wie-
deraufbereitungsanlage zu verbringen.

Mit der Ubergabe der Abfélle ibernehmen die fur die Anlieferung Verantwortlichen die Gewahr, dass ihre Fahrzeuge
keine von der Entsorgung ausgeschlossenen Stoffe enthalten; sie haften unbeschadet der Haftung Dritter fiir alle
Folgen, die sich aus der Nichtbeachtung dieser Bestimmung ergeben.

Der Abfallwirtschaftsbetrieb ist berechtigt, im Rahmen der Benutzungsordnung der Abfallentsorgungsanlagen néhe-
re Bestimmungen iiber die Offnungszeiten, die Menge der anzunehmenden Abfalle, die getrennte Anlieferung von
Abfallen, die vorzulegenden Nachweise und die Ordnung und Sicherheit auf dem Geladnde der Anlagen zu regein.
Die Benutzungsordnung ist an den Abfallentsorgungsanlagen auszulegen. Die Benutzungsordnung kann hinsichtlich
der Abnahmeverpflichtung des Landkreises oder sonstiger vom Landkreis beauftragter Dritter sonstige Beschran-
kungen der Art und Menge nach vorsehen. Der Abfallwirtschaftsbetrieb kann im Ubrigen die Anlieferung im Einzelfall
regeln.

Die Anlieferung von Uberlassungspflichtigen Abféllen (insbesondere aus Elementarschadenereignissen) erfolgt auf
Kosten des Abfallbesitzers oder —erzeugers. Dies gilt auch wenn sich dieser zur Beférderung Dritter bedient. Als
Elementarschaden gelten auch Schaden durch Feuer.

8 19 Rechtswidrig entsorgte Abfalle

(1)

)
®3)

Soweit Kdrperschaften gem. 8 16 Abs. 3 LKrWG flr rechtswidrig entsorgte Abféalle auf Grundstiicken im Eigentum
von Korperschaften des 6ffentlichen Rechts verantwortlich sind, haben sie die Abfélle getrennt nach Fraktionen ein-
zusammeln und dem Landkreis zu Uberlassen.

Rechtswidrig abgelagerte Abfélle, die auf StralRen auRerhalb der Ortsdurchfahrten anfallen, sind von der zustandi-
gen StralBenbaubehdrde zusammenzutragen und dem Landkreis zu Uberlassen.

Der Abfallwirtschaftsbetrieb bestimmt im Einzelfall, wo und wie die zu entsorgenden Abfélle zu Uibergeben sind.

8§ 20 Anordnungen im Einzelfall

Der Landkreis kann zur Erfullung der nach dieser Satzung bestehenden Verpflichtungen Anordnungen im Einzelfall als
Verwaltungsakt erlassen und wird diese im Wege der Zwangsvollstreckung nach dem Verwaltungsvollstreckungsgesetz
des Landes Rheinland-Pfalz durchsetzen.

DRITTER ABSCHNITT
Ordnungswidrigkeiten

§ 21 Ordnungswidrigkeiten

1)

Ordnungswidrig im Sinne des § 17 Abs. 5 der Landkreisordnung handelt, wer vorséatzlich oder fahrléssig
1. entgegen 8§ 6 Abs. 3 Satz 2 nicht fur die Beférderung der Abfélle zu der vom Landkreis bestimmten Abfallentsor-
gungsanlage sorgt,
. entgegen 8 6 Abs. 3 Satz 3 seiner Anzeigepflicht nicht nachkommt,
. entgegen 8 8 Abs. 2 sein Grundstiick nicht an die Abfallentsorgung des Landkreises anschlieft,
. entgegen 8§ 8 Abs. 6 den Nachweis einer ordnungsgeméaRen und schadlosen Abfallverwertung nicht erbringt,
. entgegen 8 9 Abs. 3 bereitgestellte Abfallbehéltnisse oder Abfélle durchsucht oder Abfélle entfernt,
. entgegen 810 Abs. 1 seiner Anzeige- und Auskunftspflicht nicht, nicht rechtzeitig, nicht vollsténdig oder unrichtig
nachkommt,
. entgegen § 12 Abs. 1
a) einem Grundstick fest zugeordnete Abfallgefaf3e ohne Zustimmung des Abfallwirtschaftsbetriebs zu einem
anderen Grundstiick verbringt, oder
b) zur Sammlung von Abféllen Uberlassene Behalter nicht entgegennimmt oder herausgibt oder
¢) nicht dafir sorgt, dass die Abfallbehaltnisse allen Hausbewohnern zugénglich sind und ordnungsgeman be-
nutzt werden kdnnen, oder
d) die am Behdlter verbaute Elektronik (Identifikations-Chip) manipuliert, ausbaut, zerstért, oder in sonstiger
Weise nachteilig beeintréachtigt oder
e) die Bauart des AbfallgefaRes ohne Zustimmung des Abfallwirtschaftsbetriebs verandert, oder
f) die zur Verfugung gestellten Abfallbehéltnisse in einer Uber lhre Zweckbestimmung hinausgehenden Weise
verwendet, oder
g) eine Beschadigung oder den Verlust eines Abfallbehéltnisses nicht unverziglich anzeigt.
8. entgegen § 12 Abs. 2-5 oder 9 die zur Aufnahme des Abfalls notwendigen Abfallbehaltnisse nicht in ausrei-
chendem Umfange vorhélt,
9. entgegen § 12 Abs. 12 Manipulationen zur Veréanderung von Gewicht oder Sammelvolumen der Abfallgefaie
oder der Abfélle vornimmt,
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10. entgegen 8 13 Abs. 5 oder 7 Abfallbehéltnisse sowie entgegen 8§ 14 Abs. 5, 8§ 16 letzter Satz und § 17 Abs. 2
Abfélle nicht rechtzeitig, nicht ordnungsgemafR oder entgegen den getroffenen Regelungen des Abfallwirt-
schaftsbetriebes bereitstellt,

11. entgegen 8§ 13 Abs. 6 Abfallbehaltnisse oder entgegen § 14 Abs. 5, § 16 letzter Satz und § 17 Abs. 2 Abfélle
nicht von der 6ffentlichen Verkehrsflache entfernt und sichert,

12. entgegen 8 17 Elektro- und Elektronikaltgerate nicht getrennt Giberlasst,

13. entgegen § 18 Abs. 1 und 2 Abfalle nicht zu den vom Abfallwirtschaftsbetrieb bestimmten Abfallentsorgungsan-
lagen verbringt.

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuf3e bis zu finftausend Euro geahndet werden.
(3) Zustandige Verwaltungsbehotrde im Sinne des 8 36 Abs. 1 Nr. 1 des Gesetzes Uber Ordnungswidrigkeiten ist die

Kreisverwaltung Ahrweiler.

VIERTER ABSCHNITT
Inkrafttreten
§ 22 Inkrafttreten
Diese Satzung tritt am 01. Januar 2018 in Kraft.
Gleichzeitig tritt die Satzung des Landkreises Ahrweiler Uber die Vermeidung, Verwertung und sonstige Entsorgung von
Abféllen im Landkreis Ahrweiler (Abfallwirtschaftssatzung) vom 01.01.1998 aul3er Kraft.

Bad Neuenahr-Ahrweiler, den 27.10.2017
gez.

Dr. Jurgen Pféhler

Landrat



	ERSTER ABSCHNITT
	Allgemeines
	§ 1   Grundsatz
	§ 2   Förderung der Kreislaufwirtschaft
	§ 3   Öffentliche Einrichtung
	§ 4   Mitwirkung der Gemeinde- und Verbandsgemeindeverwaltungen
	§ 5   Begriffsbestimmungen
	§ 6   Umfang der Verwertungs- und Beseitigungspflicht
	§ 7   Getrennte Überlassung der Abfälle
	§ 8   Anschluss- und Benutzungsrecht/-zwang
	§ 9   Eigentumsübergang
	§ 10 Anzeige- und Auskunftspflichten, Nachweis- und Duldungspflichten

	ZWEITER ABSCHNITT
	Verwerten und Beseitigen
	§ 11   Formen des Einsammelns
	§ 12 Vorhalten und Benutzen der Abfallbehältnisse
	§ 13 Sammeln und Transport
	§ 14 Abfuhr sperriger Abfälle
	§ 15 Getrennte Überlassung von Problemabfällen und Sonderabfällen
	§ 16 Abfuhr von Bioabfällen
	§ 17 Getrennte Überlassung von Elektro- und Elektronikaltgeräten
	§ 18 Selbstanlieferung von Abfällen
	§ 19 Rechtswidrig entsorgte Abfälle
	§ 20 Anordnungen im Einzelfall

	DRITTER ABSCHNITT
	Ordnungswidrigkeiten
	§ 21 Ordnungswidrigkeiten

	VIERTER ABSCHNITT
	Inkrafttreten
	§ 22 Inkrafttreten


